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901. Bundesgesetz: Änderung des Agrarverfahrensgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1248 AB 1366 S. 140. BR: AB 4679 S. 577.)

902. Bundesgesetz: Agrarbehördengesetznovelle 1993
(NR: GP XVIII RV 1251 AB 1367 S. 140. BR: AB 4680 S. 577.)

903. Bundesgesetz: Flurverfassungsnovelle 1993
(NR: GP XVIII RV 1252 AB 1368 S. 140. BR: AB 4681 S. 577.)

904. Bundesgesetz: Änderung des Qualitätsklassengesetzes
(NR: GP XVIII RV 1224 AB 1365 S. 140. BR: AB 4678 S. 577.)

901 . Bundesgesetz, mit dem das Agrarverfah-
rensgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen :

Das Agrarverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 173/1950,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 391/1977, wird wie folgt geändert:

1. § 1 lautet:

„§ 1. (1) Im Verfahren in den Angelegenheiten
der Bodenreform vor den Agrarbehörden (Agrarbe-
zirksbehörden, Ämter der Landesregierungen,
Agrarsenate) gilt, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt ist, das Allgemeine Verwaltungs-
verfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51, mit Ausnahme
der §§ 64 a und 78.

(2) Im Berufungsverfahren in Verwaltungsstraf-
sachen vor den Agrarbehörden gilt der 5. Ab-
schnitt des II. Teils des Verwaltungsstrafgesetzes
1991, BGBl. Nr. 52, mit Ausnahme des § 51 Abs. 1
und der §§ 51 b und 51 c."

2. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind die im § 1 bezeichneten Behörden."

3. § 4 lautet:

„§ 4. Die Bestimmungen der Verwaltungsvor-
schriften darüber, wer in einem Agrarverfahren als
unmittelbar oder mittelbar Beteiligter anzusehen ist
und welche Rechte ihm zustehen, bleiben unbe-
rührt."

4. § 5 Abs. 3 bis 5 werden durch folgende Abs. 3
und 4 ersetzt:

„(3) Kommen die in Abs. 2 genannten Personen
diesem Auftrag nicht nach, so hat die Behörde von

Amts wegen den gemeinsamen Vertreter zu
bestellen.

(4) Die gegen Bescheide nach den Abs. 2 und 3
eingebrachten Berufungen haben keine aufschie-
bende Wirkung."

5. § 7 Abs. 1 bis 3 lauten:

„(1) Ausweise, Pläne, Listen, Register und
Verzeichnisse, durch die Rechte oder Rechtsver-
hältnisse festgestellt oder gestaltet werden, sind
Bescheide im Sinne des AVG. Inhalt und Form
dieser Bescheide richten sich nach den Verwaltungs-
vorschriften.

(2) Im Agrarverfahren können Bescheide auch
durch Auflage zur allgemeinen Einsicht während
einer bestimmten Dauer erlassen werden. Die Dauer
und der Ort der Auflage sind so zu bestimmen, daß
jede Partei innerhalb einer Frist von mindestens
zwei Wochen Einsicht nehmen kann. Die Dauer
und der Ort sind den Parteien schriftlich bekannt-
zugeben. Für jede Partei beginnt die Auflagefrist
nicht vor dem Tag der Zustellung dieser Verständi-
gung. Die Verständigung hat eine Rechtsmittelbe-
lehrung im Sinne des Abs. 3 zu enthalten.

(3) Im Falle einer Bescheiderlassung nach Abs. 2
beginnt die Berufungsfrist mit dem Tag, der auf den
Ablauf der Dauer der Auflage folgt."

6. § 8 Abs. 1 lautet:

„(1) Für die Durchführung örtlicher Arbeiten
sind die notwendigen Räume einschließlich der
Beheizung, Beleuchtung und des erforderlichen
Bedienungspersonals, die erforderlichen Hilfskräfte
und Transportmittel für das amtliche Gepäck und
die Requisiten, einfache Werkzeuge, Meßpflöcke,
Signalstangen, Grenzsteine und sonstige Materia-
lien über Aufforderung der Behörde oder ihres mit
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der Durchführung beauftragten Organs von den
Parteien unentgeltlich beizustellen. Die Behörde
oder ihr Organ kann mit Zustimmung der Parteien
oder, wenn diese der Aufforderung nicht rechtzeitig
entsprechend nachkommen, das Erforderliche auf
Kosten der Parteien selbst veranlassen."

7. § 8 Abs. 3 lautet:

„(3) Für die Geldausgleichungen und die Kosten
der Kennzeichnung der Grenzen und der gemeinsa-
men Anlagen und Maßnahmen gelten die Verwal-
tungsvorschriften."

8. § 9 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Die Agrarsenate entscheiden nach öffentli-
cher mündlicher Verhandlung unter Zuziehung der
Parteien.

(2) Von der Zuziehung der Parteien kann jedoch
abgesehen werden:

a) wenn Parteienanträgen stattgegeben wird,
welchen nicht andere Parteienanträge entge-
genstehen, sofern dadurch die Rechte dritter
Personen nicht berührt werden ;

b) wenn das Parteienbegehren wegen offenbarer
Unzulässigkeit, Unzuständigkeit oder wegen
Versäumung der gesetzlichen Frist zurückzu-
weisen ist;

c) wenn der Bescheid gemäß § 66 Abs. 2 AVG
behoben und die Angelegenheit zur neuerli-
chen Verhandlung und Erlassung eines neuen
Bescheides an die Behörde unterer Instanz
verwiesen wird."

9. § 9 Abs. 5 entfällt.

10. § 10 Abs. 2 bis 4 lauten:

„(2) Zunächst hat der Berichterstatter einen
Vortrag zu erstatten. Danach ist der Gegenstand
durch Entgegennahme der Parteienerklärungen,
Einvernahme der Zeugen und eingehende Erörte-
rung der rechtlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse klarzustellen. Vor dem Eingehen in die
Hauptsache ist über die Zuständigkeit des Senates
und andere Fragen verfahrensrechtlicher Art zu
verhandeln und zu entscheiden.

(3) Der Vorsitzende hat die Verhandlung zu
schließen, wenn er den Gegenstand für genügend
geklärt hält. Wenn über den Anspruch mehrerer
Parteien oder über mehrere Ansprüche einer oder
mehrerer Parteien verhandelt wird, kann die
Verhandlung auch hinsichtlich einzelner Parteien
oder Ansprüche geschlossen werden.

(4) Wenn eine Verhandlung nicht gemäß Abs. 3
geschlossen werden kann, dann ist sie zu verlegen.
Wenn es der Senat für erforderlich hält, dann kann
er ergänzende Ermittlungen durch Abgeordnete des
Senates oder durch die Unterinstanzen anordnen.
Für die Zuziehung der Parteien zur fortgesetzten
Verhandlung gilt § 9."

11. § 11 Abs. 2 lautet:

„(2) Kein Mitglied des Senates darf die
Abstimmung über einen zur Beschlußfassung
gestellten Antrag verweigern. Der Berichterstatter
gibt seine Stimme zuerst, der Vorsitzende zuletzt
ab. Nach dem Berichterstatter stimmen die
Mitglieder aus dem Richterstande dem Range nach
und sodann die übrigen stimmführenden Mitglieder
des Senates in der im § 5 Abs. 2 bzw. § 6 Abs. 2 des
Agrarbehördengesetzes 1950, BGBl. Nr. 1/1951, in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Reihen-
folge ab. Als Entscheidung oder Beschluß des
Senates gilt jene Meinung, für welche die Mehrheit
der Stimmführer, oder, bei Stimmengleichheit, der
Vorsitzende gestimmt hat."

12. In § 12 ist der Klammerausdruck „(§ 17 Abs. 2
AVG 1950)" durch „(§ 17 Abs. 3 AVG)" zu
ersetzen.

13. § 15 lautet:

„§ 15. (1) Die zur Durchführung eines Verfah-
rens vor der Agrarbehörde

1. zur Regelung der Flurverfassung (Zusammen-
legung, Ordnung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse an agrargemein-
schaftlichen Grundstücken durch Teilung
oder Regulierung, Flurbereinigung) oder

2. zur Regelung der Wald- und Weidenutzungs-
rechte sowie anderer Felddienstbarkeiten oder

3. in Alpschutzangelegenheiten oder
4. nach den Güter- und Seilwegegesetzen oder
5. in Angelegenheiten des landwirtschaftlichen

Siedlungswesens
erforderlichen Schriften und die zu diesen Zwecken
vor der Agrarbehörde abgeschlossenen Rechtsge-
schäfte sind von den Stempel- und Rechtsgebühren
befreit.

(2) Rechtsgeschäfte, die nicht im Rahmen von
Verfahren vor der Agrarbehörde abgeschlossen
werden, sind von den Stempel- und Rechtsgebühren
dann befreit, wenn die mit einem Hinweis auf die
Gebührenbefreiung nach dieser Bestimmung verse-
henen Urkunden beim Finanzamt angezeigt werden
und von der Agrarbehörde deren Übereinstimmung
mit den Zielen des Gesetzes (Abs. 1 Z 1 bis 5)
bescheidmäßig festgestellt wurde.

(3) Die zur Durchführung der in Abs. 1
genannten Verfahren verwirklichten Rechtsvor-
gänge oder der in diesen Verfahren vorgelegten
Verträge, deren Übereinstimmung mit den Zielen
des Gesetzes von der Agrarbehörde festgestellt
wurde, erforderlichen bücherlichen Eintragungen
sind von den Gerichtsgebühren befreit."

14. § 17 lautet:

„§ 17. (1) §§ 1, 2 Abs. 1, §§ 4, 5 Abs. 3 und 4,
§ 7 Abs. 1 bis 3, § 8 Abs. 1 und 3, § 9 Abs. 1 und 2,
§ 10 Abs. 2 bis 4, § 11 Abs. 2, §§ 12 und 15 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 901/1993
treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft.
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(2) § 9 Abs. 5 tritt mit Ablauf des 31. Dezember
1993 außer Kraft."

Klestil

Vranitzky

902. Bundesgesetz, mit dem das Agrarbehör-
dengesetz 1951 geändert wird (Agrarbehörden-

gesetznovelle 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Agrarbehördengesetz 1950, BGBl. Nr. 1/
1951, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 476/1974, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 2 lautet:

„(2) Dem Obersten Agrarsenat gehören als
stimmberechtigte Mitglieder an:

1. ein rechtskundiger Beamter des höheren
Dienstes im Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft als Vorsitzender,

2. drei Mitglieder des Obersten Gerichtshofes,
3. ein in den Angelegenheiten der Bodenreform

erfahrener rechtskundiger Beamter des höhe-
ren Dienstes im Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft als Berichterstatter,

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten er-
fahrener Beamter des höheren Dienstes im
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft,

5. ein in forstlichen Angelegenheiten erfahrener
Beamter des höheren Dienstes im Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft,

6. ein in landwirtschaftlichen Angelegenheiten
erfahrener Beamter des höheren Dienstes im
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft."

2. § 7 Abs. 3 lautet:

„(3) Über Anträge, die in Ausführung von § 10
Abs. 5 Flurverfassungs-Grundsatzgesetz auf der
Grundlage der entsprechenden' Normen der Lan-
desausführungsgesetze gestellt werden, entscheidet
in erster Instanz der Landesagrarsenat. Gegen seine
Entscheidung steht die Berufung an den Obersten
Agrarsenat offen."

3. Der bisherige Abs. 3 des § 7 wird Abs. 4.

Artikel II

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1994 in
Kraft.

2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
nach Maßgabe des Bundesministeriengesetzes 1986
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Klestil

Vranitzky

9 0 3 . Bundesgesetz, mit dem das Flurverfas-
sungs-Grundsatzgesetz 1951 geändert wird

(Flurverfassungsnovelle 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Flurverfassungs-Grundsatzgesetz BGBl.
Nr. 103/1951, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 390/1977, wird wie folgt geän-
dert:

1. (Grundsatzbestimmung) § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke
im Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke, die im
Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen
Betriebes der Erzeugung von Pflanzen, ihrer
Bringung oder ihrer Verwertung dienen, einschließ-
lich naturnaher Strukturelemente der Flur (wie zum
Beispiel Böschungsflächen, Heckenstreifen, Feld-
raine). Hiezu zählen auch Grundstücke, die ohne
erheblichen Aufwand diesen Zwecken zugeführt
werden können, sowie Wohn- und Wirtschaftsge-
bäude samt Hofräumen."

2. (Grundsatzbestimmung) § 4 Abs. 5 lautet:

„(5) Die gesamten Grundabfindungen einer
Partei haben in Art und Bewirtschaftungsmöglich-
keit den in das Verfahren einbezogenen Grundstük-
ken der Partei weitgehend zu entsprechen und bei
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung ohne erhebliche
Änderung der Art und Einrichtung des Betriebes
einen größeren oder zumindest gleichen Betriebser-
folg wie die in das Verfahren einbezogenen
Grundstücke zu ermöglichen. Die Grundabfindun-
gen haben aus Grundflächen zu bestehen, die eine
günstige Form und Größe aufweisen und ausrei-
chend erschlossen sind. Unter Berücksichtigung der
Grundaufbringung gemäß Abs. 6 hat das Verhältnis
zwischen Flächenausmaß und Wert der gesamten
Grundabfindungen einer Partei dem Verhältnis
zwischen Flächenausmaß und Wert der gesamten in
das Verfahren einbezogenen Grundstücke der
Partei möglichst zu entsprechen. Unvermeidliche
Abweichungen sind bis einschließlich 20 v. H. dieses
Verhältnisses zulässig."
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3. (Grundsatzbestimmung) § 10 Abs. 5 bis 7
lauten:

„(5) War die einer Partei übergebene Abfindung
gesetzwidrig, so kann diese Partei den Ersatz eines
dadurch entstandenen Schadens begehren. Der
Antrag ist innerhalb eines Monates nach Eintritt der
formellen Rechtskraft der Entscheidung über den
Zusammenlegungsplan beim Landesagrarsenat ein-
zubringen.

(6) Grundlage für die Schadensberechnung ist der
Betriebserfolg. Dabei ist der bei ordnungsgemäßer,
nachhaltiger Bewirtschaftung der in das Verfahren
einbezogenen Grundstücke objektiv erreichbare
Betriebserfolg mit jenem Erfolg zu vergleichen, der
nach denselben Kriterien mit der übernommenen
gesetzwidrigen Abfindung zu erzielen ist.

(7) Der Ersatz ist von jenem Rechtsträger zu
leisten, der den Aufwand für die den Schaden
verursachende Agrarbehörde trägt. Diesem Rechts-
träger kommt im Verfahren zur Geltendmachung
des Schadens Parteistellung zu."

4. Der bisherige Abs. 5 des § 10 wird Abs. 8.

5. (Grundsatzbestimmung) § 11 lautet:

„§ 11. (1) Die Behörde kann nach Erlassung des
Planes der gemeinsamen Anlagen und Maßnahmen
und vor Rechtskraft des Zusammenlegungsplanes,
unbeschadet des Berufungsrechtes gegen diese
Bescheide, die vorläufige Übernahme von Grundab-
findungen anordnen, wenn

1. dies zur zweckmäßigen Bewirtschaftung des
Zusammenlegungsgebietes erforderlich ist,

2. Besitzstandsausweis und Bewertungsplan be-
reits in Rechtskraft erwachsen sind,

3. die Bewirtschaftung der zu übernehmenden
Grundabfindungen möglich ist,

4. die Behörde die zu übernehmenden Grundab-
findungen in der Natur abgesteckt, jeder
Partei erläutert und über deren Verlangen
vorgezeigt sowie der Partei Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben hat, und

5. mindestens zwei Drittel der Parteien, die
Grundabfindungen übernehmen sollen, der
vorläufigen Übernahme zugestimmt haben;
wer keine Erklärung abgibt, hat als zustim-
mend zu gelten.

(2) Mit der Anordnung der vorläufigen Über-
nahme der Grundabfindungen geht das Eigentum
an den Grundabfindungen auf den Übernehmer
unter der auflösenden Bedingung über, daß es mit
der Rechtskraft des Zusammenlegungsplanes er-
lischt, soweit dieser die Grundabfindung einer
anderen Partei zuweist.

(3) Die Behörde kann auch die Durchführung
vorläufiger Geldabfindungen und Geldausgleiche
anordnen."

6. (Grundsatzbestimmung) § 12 Abs. 1 lautet:

„(1) Nach Rechtskraft des Zusammenlegungspla-
nes hat die Behörde, sofern dies gemäß § 11 noch
nicht geschehen ist, die Übernahme der Grundab-
findungen sowie die Durchführung der Geldabfin-
dungen und Geldausgleiche anzuordnen, alle
Arbeiten einschließlich der Vermarkung der Grund-
abfindungen zu vollenden und die Richtigstellung
des Grundbuches sowie des Grundkatasters zu
veranlassen."

7. (Grundsatzbestimmung) § 17 Abs. 3 lautet:

„(3) Wird eine Stammsitzliegenschaft geteilt, so
ist in der Teilungsurkunde auch eine Bestimmung
über die Mitgliedschaft (Abs. 2) zu treffen, welche
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Agrarbe-
hörde bedarf. Die Landesgesetzgebung kann hievon
abweichende Regelungen dergestalt treffen, daß im
Falle des Verbleibens des Anteilsrechtes bei der
Stammsitzliegenschaft keine Genehmigung erfor-
derlich ist. In jenen Fällen, in denen eine
Genehmigung erforderlich ist, darf die Teilung im
Grundbuch nicht ohne diese Genehmigung durch-
geführt werden."

8. (Grundsatzbestimmung) § 39 lautet:

„§ 39. Die im Laufe des Verfahrens vor oder
gegenüber den Agrarbehörden abgegebenen Erklä-
rungen und die mit deren Genehmigung abgeschlos-
senen Vergleiche bedürfen weder einer Zustimmung
dritter Personen noch unterliegen sie einer Geneh-
migung durch Verwaltungs-, Pflegschafts- oder
Fideikommißbehörden."

9. (Grundsatzbestimmung) § 40 Abs. 1 lautet:

„(1) "Erklärungen, welche im Laufe des Verfah-
rens vor oder gegenüber der Behörde abgegeben
wurden, dürfen nur mit Zustimmung der Behörde
widerrufen werden."

10. § 53 entfällt.

Artikel II

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1994 in
Kraft.

2. Die Ausführungsgesetze der Bundesländer zu
den in diesem Bundesgesetz aufgestellten Grundsät-
zen sind binnen sechs Monaten vom Tag des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes zu erlassen.

Artikel III

Die Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß
Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 steht dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft und hinsichtlich § 17
Abs. 3 dem Bundesminister für Justiz zu.

Klestil

Vranitzky
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904. Bundesgesetz, mit dem das Qualitätsklas-
sengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Qualitätsklassengesetz, BGBl. Nr. 161/1967,
zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 382/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 1 lautet:

„§ 1. (1) Qualitätsklassen im Sinne dieses
Bundesgesetzes (im folgenden kurz auch Klassen
genannt) sind bestimmte, nach dem Grad der
Qualität abgestufte und für jede Stufe zu einer
Einheit zusammengefaßte Gruppen von Qualitäts-
normen, denen landwirtschaftliche Erzeugnisse
entsprechen müssen, damit sie unter einer bestimm-
ten Bezeichnung in Verkehr gebracht werden
dürfen.

(2) Unter landwirtschaftlichen Erzeugnissen im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in der Anlage
angeführten Erzeugnisse zu verstehen. Sie werden,
wenn sie dazu bestimmt sind, in Verkehr gebracht
zu werden, Erzeugnisse oder Waren genannt.

(3) Ein Inverkehrbringen im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist das Feilbieten, das Verkaufen
oder jedes sonstige erwerbsmäßige Überlassen einer
Ware an andere.

(4) Unbeschadet Abs. 3 gelten die in der Anlage
unter den Zolltarifnummern 0201, 0202 und 0203
angeführten landwirtschaftlichen Erzeugnissen
(Fleisch von Rindern und Schweinen) mit der
Schlachtung der Tiere in einem Schlachtbetrieb als
in Verkehr gebracht.

(5) Qualitätsnormen im Sinne dieses Bundesge-
setzes sind Vorschriften über die Beschaffenheit und
Größenstufe landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Als
Qualitätsnormen im Sinne dieses Bundesgesetzes
gehen auch die Vorschriften über die Verpackung
und Kennzeichnung.

(6) Eine Verpackungseinheit (Packstück) im
Sinne dieses Bundesgesetzes ist die durch ein
Verpackungsmittel (wie Korb, Kiste, Steige) oder
eine sonstige Umschließung oder durch ein
Beförderungsmittel erfaßte Menge von Waren, die
sich für die Beurteilung nach den Qualitätsnormen
als Einheit darstellt."

2. In § 2 Abs. 1 wird die Wortfolge „Das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
hat im Einvernehmen mit den Bundesministerien für
soziale Verwaltung und für Handel, Gewerbe und
Industrie" ersetzt durch „Der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft hat im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz und dem Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten".

3. § 4 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Soweit die Beschaffenheit der Ware gesonderte
Qualitätseinstufungen nach unterschiedlichen Kri-
terien erfordert, sind hiefür gesonderte Einteilungen
von Klassen festzulegen."

4. § 4 Abs. 4 lautet:

„(4) Bei Festlegung der Bezeichnungen der
Klassen hat die qualitätsmäßig höchststehende Stufe
die Bezeichnung „Klasse Extra", die weiteren
Klassen haben die Bezeichnungen „Klasse I",
„Klasse II" usw. zu führen. Die Bezeichnung der
Klassen kann auch mit „Klasse I" beginnen. Das
Wort „Klasse" kann entfallen, wenn über den
Charakter als Bezeichnung der Klasse kein Irrtum
entstehen kann. Anstelle des Wortes „Extra" oder
der römischen Ziffern können Großbuchstaben
treten. Soweit es zur Unterscheidung gesonderter
Klasseneinteilungen (Abs. 1 zweiter Satz) erforder-
lich ist, sind auch arabische Ziffern zur Bezeichnung
der Klassen zulässig. Wird nur eine Klasse
eingeführt, kann als Bezeichnung eine Wortverbin-
dung mit „Standard" vorgeschrieben werden.
Eignen sich die Erzeugnisse einer bestimmten
Klasse vorzugsweise für eine bestimmte Verwen-
dung, so kann in der Bezeichnung auf diese
hingewiesen werden."

5. § 9 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:
„Darüber hinaus kann angeordnet werden, daß
gesonderte Aufzeichnungen (Protokolle) über das
Ergebnis der Einstufung der Waren und die hiefür
maßgeblichen Kriterien sowie über Angaben gemäß
§ 9 Abs. 3 erster und zweiter Satz zu führen sind."

6. Die folgenden Ausdrücke werden ersetzt:

a) „Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft" in § 12 Abs. 1, 2, 7 und 8 und
§ 14 Abs. 6 zweiter Satz durch „Der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft";

b) „Lebensmittelgesetzes 1951, BGBl. Nr. 239"
in § 12 Abs. 3 lit. b durch „Lebensmittelgeset-
zes 1975, BGBl. Nr. 86";

c) „Lebensmittelgesetz 1951" in § 12 Abs. 4 und
§ 27 Abs. 3 durch „Lebensmittelgesetz 1975";

d) „des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft" in § 12 Abs. 6 und § 13 Abs. 2
lit. d erster Satz durch „des Bundesministers
für Land- und Forstwirtschaft";

e) „das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft" in § 14 Abs. 6 erster Satz
durch „der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft".

7. § 22 Abs. 1 lautet:

„(1) Inhaber von Betrieben, in denen Erzeugnisse
in Verkehr gebracht werden, für die Qualitätsklas-
sen eingeführt worden sind, sind verpflichtet, den
Kontrollorganen, soweit dies zur Kontrolle erfor-
derlich ist, während der Betriebszeiten das Betreten
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der Betriebsräume zu gestatten, die zur Kontrolle
notwendigen Auskünfte zu erteilen und in die
einschlägigen Unterlagen, insbesondere Rechnun-
gen, Lieferscheine, Korrespondenzen, Aufzeich-
nungen gemäß § 9 Abs. 3 vierter Satz und § 9 Abs. 6
zweiter Satz, Einsicht nehmen zu lassen. Sie sind
auch verpflichtet, den Anordnungen der Kontroll-
organe bezüglich Aufstellung der zu kontrollieren-
den Erzeugnisse oder Öffnung der Packstücke
Folge zu leisten und die hiefür erforderlichen
Arbeitskräfte auf ihre Kosten beizustellen. Diese
Bestimmungen gelten auch für Inhaber von
Produktionsbetrieben, in denen Waren erzeugt
werden, die mit einer Kennzeichnung nach
Produktionsmethoden gemäß § 9 Abs. 3 in Verkehr
gebracht werden."

8. Nach § 25 wird folgender § 25 a eingefügt:

„§ 25 a. (1) Für Erzeugnisse, die gemäß § 1 Abs. 4
von Schlachtbetrieben in Verkehr gebracht werden,
deren Schlachtungen im Jahresdurchschnitt eine
durch Verordnung festzulegende geringfügige
Anzahl übersteigen, kann mit Verordnung bestimmt
werden, daß die Einstufung und Kennzeichnung der
Erzeugnisse nach den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes und den hiezu ergangenen Verordnun-
gen ausschließlich durch Angehörige von durch die
„Agrarmarkt Austria" zugelassenen Klassifizie-
rungsdiensten (Klassifizierer) gemäß Abs. 2 zu
erfolgen hat und Aufzeichnungen gemäß § 9 Abs. 6
letzter Satz zu führen sind.

(2) Die Agrarmarkt Austria hat Richtlinien für die
Durchführung der Klassifizierung und die Zulas-
sung geeigneter Klassifizierungsdienste festzulegen.

Die Angehörigen der Klassifizierungsdienste haben
die fachliche Befähigung gemäß § 12 Abs. 3
nachzuweisen.

(3) Der Verfügungsberechtigte kann die Über-
prüfung der durch den Klassifizierer vorgenomme-
nen Einstufung der Erzeugnisse durch ein Kontroll-
organ gemäß § 21 verlangen, wenn er an der
Richtigkeit der Einstufung begründete Zweifel
geltend macht.

(4) Die Tätigkeit der Klassifizierer ist durch
Kontrollorgane gemäß § 21 mindestens zweimal
vierteljährlich ohne Vorankündigung zu überprü-
fen. § 25 gilt sinngemäß."

9. § 28 lautet:

„§ 28. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist betraut:

1. hinsichtlich der Bestimmungen des § 27 Abs. 1
der Bundesminister für Justiz,

2. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
und dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten, jedoch hinsichtlich der Be-
stimmungen der §§ 11 Abs. 5, 13 Abs. 1
zweiter Satz und Abs. 2 sowie 20 auch mit dem
Bundesminister für Finanzen."

Klestil

Vranitzky


